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R E D E  

 

Globalisierung gestalten – 
braucht Europa noch eigene In-
dustrieproduktion? 

LUNCHEON SPEECH DES SÄCHSISCHEN MINISTERPRÄSIDENTEN, PROF. DR. GE-

ORG MILBRADT, BEIM ROUNDTABLE DER KAS BRÜSSEL 

Sehr geehrter Herr Weilemann, meine 

sehr geehrten Damen und Herren,  

herzlichen Dank für die Gelegenheit, mich 

hier zu der Frage, ob Europa noch eine ei-

gene Industrieproduktion braucht, zu äu-

ßern. Ich beantworte die Frage mit „JA“ 

und werde im Folgenden darlegen, warum 

ich dieser Meinung bin. 

Die Frage, ob Europa angesichts der Globa-

lisierung überhaupt eine eigene Industrie-

produktion braucht, verweist ja auf eine 

ebenso populäre wie unzutreffende Vorstel-

lung von Globalisierung. 

In dieser Vorstellung wird alles, was Europa 

und Amerika bisher hergestellt haben, künf-

tig in den Schwellenländern hergestellt. Das 

ist falsch, und wer den deutschen Export 

gerade in die Schwellenländer beobachtet, 

weiß das. 

Zunächst also: Was heißt Globalisierung? 

Die Globalisierung ist Folge der Öffnung der 

Welt, die 1989/90 mit dem Fall der Mauer 

und dem Ende der Blockkonfrontation statt-

gefunden hat. Durch den Eintritt von China 

und Indien in die Weltwirtschaft stehen wir 

vor zusätzlichen Herausforderungen. 

Beide Entwicklungen bedeuten, dass sich 

die Zahl der Arbeitskräfte, die im Wettbe-

werb stehen, weltweit dramatisch erhöht 

hat, das vorhandene Kapital aber zunächst 

konstant geblieben ist. Daraus folgt für ei-

nen Ökonomen, dass Löhne, also Ar-

beitseinkommen, im Verhältnis zu den Kapi-

taleinkommen tendenziell sinken werden. 

Denn Arbeitskraft ist genügend vorhanden, 

Kapital aber ist knapp und muss deshalb in 

stärkerem Maße entlohnt werden. Diese 

Entwicklung ist in vollem Gange, aber sie ist 

bei weitem noch nicht abgeschlossen, son-

dern erst am Beginn. Dass der Kapitalzins 

steigt, zeigt sich daran, dass versucht wird, 

andere Kapital-Arbeit- Kombinationen zu 

realisieren. Die höchsten Renditen sind da 

im Augenblick aber nicht mehr in (West-) 

Europa zu erreichen. Das ist das neue an 

der Globalisierung. Die europäischen – oder 

besser gesagt: die westlichen Industriestaa-

ten, in die ich die USA und Japan mit ein-

schließen will – haben im 19 und 20. Jahr-

hundert eine in der Wirtschaftsgeschichte 

einmalige Stellung gehabt, die so kein an-

derer Akteur mehr wird einnehmen können: 

Sie waren fast allein in der Lage, Wissen zu 

generieren, zu monopolisieren, und den 

Rest der Welt mit ihren Industrieprodukten 

zu versorgen. Im Austausch dafür bekamen 

sie billige Rohstoffe. Das Ergebnis ihrer 

wirtschaftlichen Überlegenheit im Zeitalter 

der Industrialisierung war eine Privilegie-

rung dieser westlichen Gesellschaften. 

Diese Privilegierung ist Geschichte oder wird 

es in absehbarer Zeit sein, weil mittlerweile 

ein nicht unerheblicher Teil der „Dritten 

Welt“ jetzt selber in der Lage ist, mit Wis-

sen, mit Ausbildung und mit Technik am 

Markt teilzunehmen. Das wird insbesondere 

dazu führen, dass die westlichen Industrie-

länder relativ an Wohlstand verlieren. Ob 

sie absolut verlieren, hängt davon ab, wie 

hoch ihr Wachstum künftig ausfällt.  
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Klar ist: in den Industrieländern wird es 

Veränderungen bei der Verteilung geben. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren sie in 

der Lage, aufgrund ihres rasch wachsenden 

Wohlstandes einen sehr großzügigen Sozial-

staat zu finanzieren; wenn man genau hin-

schaut, wurde er teilweise von der „Dritten 

Welt“ und ihren billigen Rohstoffen finan-

ziert, nicht nur von den Reichen. 

Diese Umverteilung auf hohem Niveau wird 

sich so nicht aufrecht erhalten lassen. Über-

all dort, wo die Produktivität der Arbeits-

kräfte niedrig ist, werden die Löhne sinken. 

Die Frage ist, ob es gelingen kann, die im 

weltweiten Vergleich relativ hohen 

(west)europäischen Löhne bei den mittleren 

und unteren Qualifikationsstufen zu halten. 

Leicht wird das nicht. 

Der technische Fortschritt ist der andere 

Treiber der Globalisierung. Die Informati-

onswege, die Möglichkeiten, Produktion 

weltweit zu steuern, und die Organisation 

einer weltweiten Arbeitsteilung innerhalb 

eines Unternehmens waren in diesem Maße 

vor 20 bis 30 Jahren noch nicht gegeben. 

Ob Lebenswissenschaften oder Mikrotechno-

logie – der technische Fortschritt wird unse-

re Welt völlig verändern. Ich vermute, dass 

damit auch der klassische Dualismus von 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber zum Teil 

überwunden wird. Der Arbeitnehmer wird 

zum Unternehmer, denn er wird sozusagen 

Unternehmer seines eigenen Humankapi-

tals. Die juristischen und gesellschaftlichen 

Verhältnisse werden sich in den nächsten 

Jahren aufgrund des technischen Wandels 

entsprechend verändern. 

Wenn wir das alles nicht wollen, dann müs-

sen wir bereit sein, den Preis dafür in Form 

von Wohlstandsverlust zu zahlen. Das sind 

wir aber offensichtlich nicht. Unser innerer 

Zusammenhalt, den wir auch weiterhin be-

wahren wollen, beruht auf einem gewissen 

Maß an Wohlstand. Deswegen müssen wir 

uns dieser weltweiten Konkurrenz stellen. 

Und zwar nicht nur mit Dienstleistungen, 

sondern mit einer eigenen Industrieproduk-

tion. Wir brauchen die Industrie, um die re-

lative Wohlstandsposition Europas zu hal-

ten. 

Ich glaube, Europa hat grundsätzlich güns-

tige Voraussetzungen, um im globalen 

Wettbewerb der Industrieländer erfolgreich 

zu sein. Wir haben hier in Europa das Know-

how, die Produkte, die Forschung, die Infra-

struktur, die es braucht, um auf den Welt-

märkten mitspielen zu können. 

Das gilt insbesondere für alte Industrie-

Länder wie Deutschland oder Frankreich. 

Sie sind gut in die Weltwirtschaft integriert 

und profitieren von der starken Nachfrage 

der Schwellenländer nach Investitionsgütern 

und anspruchsvollen Konsumgütern, bei de-

nen Europa noch immer einen Vorsprung 

hat. 

In dem Maße, wie der Wohlstand der 

Schwellenländer zunimmt, steigt auch die 

Nachfrage nach europäischen Produkten. 

Davon profitiert auch Sachsen, insbesonde-

re der Maschinen- und Anlagenbau mit rund 

1000 Unternehmen, 100.000 Mitarbeitern 

und einem Exportanteil von 42%. Zum Bei-

spiel werden chinesische Handys mit Hilfe 

sächsischer Technik montiert. 

Deshalb gilt: Die Globalisierung ist keine 

Gefahr für Europa, sondern eine große 

Chance – wenn unsere Industrie wettbe-

werbsfähig ist. Um diese Chance zu nutzen, 

muss Europa seinen Innovationsvorsprung 

sichern und ausbauen.  

Mit polnischen, lettischen oder chinesischen 

Löhnen können wir nicht konkurrieren. 

Hochlohn-Produktion in Europa lohnt sich 

aber, wenn unsere Produkte besser sind 

oder die Produktion flexibler ist als jene der 

Billiglohn-Konkurrenz. 

In diese Richtung – Hochlohnproduktion von 

innovativen Produkten – wird die europäi-

sche Wirtschaft den Strukturwandel weiter 

vorantreiben. 

Der Politik muss für diesen wirtschaftlichen 

Strukturwandel die richtigen Bedingungen 

schaffen. Zum Beispiel, indem sie massiv in 

Forschung und Entwicklung neuer Technolo-

gien investiert. Dabei nehmen die EU und 

die Nationalstaaten viel Geld in die Hand. 
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Das Ziel der Lissabon-Strategie sind drei 

Prozent des EU-BIP. 

Sachsen zum Beispiel hat eine Exzellenzini-

tiative gestartet, um die Forschung und 

Lehre an seinen Hochschulen im Bereich der 

Mikro-und Nanoelektronik zu stärken. Im 

Sinne des Lissabon-Ziels können wir zu die-

sem Zweck auf EFRE-Mittel zurückgreifen. 

Aber: die Forschung zu stärken ist das eine. 

Wir müssen auch dafür sorgen, dass die Er-

gebnisse dieser Forschung hier in Europa 

produziert werden. Wir müssen hier in Eu-

ropa komplette Wertschöpfungsketten auf-

bauen, die von der Grundlagenforschung bis 

zum Endprodukt und dessen Vermarktung 

reichen. 

Das heißt: Wir dürfen nicht nur die Entwick-

lung neuer Chips und neuer Produktionsver-

fahren für ihre Herstellung fördern. Wir 

müssen auch dafür sorgen, dass diese neu-

en Chips in der EU produziert werden statt 

in Taiwan oder im Staat New York. 

Denn sonst laufen wir Gefahr, dass die For-

schung der Industrie hinterher zieht. Gera-

de bei sich schnell entwickelnder Hochtech-

nologie ist die Nähe von Forschung und In-

dustrie wichtig. Wo es keine Produktion 

mehr gibt, wird es auf Dauer auch keine 

Forschung mehr geben. Ohne die Industrie 

verliert Europa auch seine Forschung. 

Wir müssen deshalb erkennen, dass es nicht 

reicht, Wettbewerbspolitik nur für den euro-

päischen Binnenmarkt zu machen und im 

globalen Kontext auf die WTO zu vertrauen. 

Das gilt insbesondere für den Bereich der 

Hochtechnologie. Unsere Hauptwettbewer-

ber Amerika und Asien verfolgen hier eine 

völlig andere Strategie. Sie fördern die An-

siedlung von High-Tech- Unternehmen nicht 

nur aus rein wirtschaftlichen Gründen, we-

gen der damit verbundenen Wohlstandsef-

fekte. 

Sie sehen die Hochtechnologie vielmehr un-

ter Machtgesichtspunkten. Sie wollen sich 

den Zugang zu den Schlüsseltechnologien 

des 21. Jahrhunderts sichern, weil sie glau-

ben, dass der Besitz dieser Technologien 

langfristig nicht nur über den ökonomischen 

Erfolg entscheidet, sondern auch über politi-

sche Macht. Wenn Europa in diesem techno-

logischen Wettlauf nicht der Verlierer sein 

will, werden wir die Frage nach einer euro-

päischen Standortpolitik stellen müssen. 

Ich weiß – ich bin selber Marktwirtschaftler 

–, dass man hier an ein Tabu rührt und dass 

man hier auch sehr schnell auf eine ganz 

schiefe Ebene kommt. Aber ich habe am 

Beispiel der europäischen Mikroelektronik, 

deren wichtigster Standort Dresden ist, ge-

sehen, wie dieses Spiel läuft. Die Vorstel-

lung, dass sich ein High-Tech-Unternehmen 

nur allein aufgrund der guten Standortbe-

dingungen bei uns ansiedelt, ist falsch! 

Es gibt eine Reihe von Orten oder Regionen 

in der Welt, wo es sehr gute Standortbedin-

gungen für Unternehmen der Mikroelektro-

nik gibt. An welchem dieser Orte eine In-

vestition erfolgt, hängt davon ab, was von 

staatlicher Seite über die optimalen Bedin-

gungen hinaus geboten wird. Singapur bie-

tet beispielsweise langfristige Steuerfreiheit. 

Die Frage, welche wir uns in der EU stellen 

müssen, lautet also: Wollen wir bei Schlüs-

seltechnologien wie der Mikroelektronik 

weltweit mitspielen oder nicht? Wollen wir, 

dass Unternehmen wie AMD die nächste 

Generationen von Chipfabriken in Europa 

baut, oder nicht? 

Wenn ja, dann müssen wir uns darauf eini-

gen, in welchem Umfang die EU Geld bereit-

stellt und nationale Beihilfen oder steuerli-

che Sonderregelungen genehmigt, damit 

AMD und andere Unternehmen an einem 

der dafür in Frage kommenden, strukturell 

gleichwertigen Standorte in Europa investie-

ren und nicht in Asien oder den USA. 

Hier ist Brüssel gefragt, denn nationale Al-

leingänge sind wegen der erforderlichen Fi-

nanzmittel und der institutionellen Rahmen-

bedingungen schon lange nicht mehr mög-

lich. Eine solche europäische Industriepolitik 

wird darüber entscheiden, ob Europa bei 

den Schlüsseltechnologien des 21. Jahrhun-

derts dabei ist oder nicht. 

Ich begrüße daher, dass auch auf europäi-

scher Ebene die notwendige Diskussion dar-



 4 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

 

BELGIEN 

GEORG MILBRANDT 

 

April 2007 

 

www.kas.de/belgien 

www.kas.de  

 

über begonnen hat, wie die EU ihre Wett-

bewerbsfähigkeit gegenüber Amerika und 

Asien wahren und ausbauen kann. Denn die 

Binnenmarktsicht reicht hier langfristig 

nicht. 

Ich bin gespannt, inwieweit sich dies in der 

für Juli erwarteten Midterm-Review zur Eu-

ropäischen Industriepolitik niederschlägt.  

Meine Damen und Herren, 

wenn die EU sich grundsätzlich für eine sol-

che Politik entscheidet, muss sie noch zwei 

Fragen klären: In welchen Sektoren halten 

wir eine europäische Technologieführer-

schaft für unabdingbar? Und wie weit soll 

das Beihilfenregime für diese Sektoren gelo-

ckert werden? Diese Fragen überhaupt zu 

stellen, fällt mir als Ordnungspolitiker nicht 

leicht. Ich bin für das freie Spiel der Markt-

kräfte und gegen Subventionen. Aber wir 

sind hier in einer Zwangslage, aus der man 

allein mit Ordnungspolitik nicht mehr he-

rauskommt, einfach weil wir ohne Subventi-

onen gegen Amerika und Asien keine Chan-

ce mehr haben. 

Meine Antwort: ein förderungswürdiger Sek-

tor muss für die wirtschaftliche Entwicklung 

der EU von strategischer Bedeutung sein. 

Das heißt, er muss Grundvoraussetzung für 

die Entwicklung anderer Sektoren sein, und 

er muss eine herausragende Bedeutung für 

die Entwicklung und den Ausbau bestehen-

der und künftiger Wertschöpfungsketten 

haben. Bei nüchterner Betrachtung kommen 

da nur wenige Branchen in Frage: Die Mik-

roelektronik, die schon heute die Grundlage 

für Innovationen in allen wichtigen Indust-

riebereichen ist. Die Luft- und Raumfahrt, 

die von der EU bereits besonders gefördert 

wird. Die Biotechnologie, die künftig eine 

ähnliche Schlüsselrolle einnehmen wird wie 

heute die Mikroelektronik.  

Die EU sollte sich auf diese und vielleicht 

noch ein, zwei andere Sektoren, etwa die 

Energie- und Umwelttechnik, konzentrieren. 

Was den Umfang der Förderung betrifft: 

Meines Erachtens sind staatliche Beihilfen, 

die 50 Prozent der Investitionssumme 

betragen, bereits grenzwertig. 

Sicherlich müssen wir Anreize setzen, damit 

Europa beim globalen Wettbewerb um Pro-

duktionsstätten mithalten kann. Europas 

Wettbewerbsfähigkeit wird aber nicht bes-

ser, wenn der Staat den Unternehmern jeg-

liches Risiko abnimmt. 

Wenn es gelingt, mit einer internationalen 

Standortpolitik neue Spielregeln für den 

Wettbewerb aufzustellen, dann wird Europa 

und vor allem Europas Industrie weiterhin 

im globalen Wettbewerb mithalten können. 

Dann kann man auch in zehn Jahren sagen: 

Ja, Europa ist ein Gewinner der Globalisie-

rung.  

Globalisierung gestalten heißt deshalb heute 

für die EU, die Basis einer High-Tech-

Industrieproduktion zu sichern und auszu-

bauen. Denn davon hängt die Entwicklung 

der europäischen Industrieproduktion ab. 

Und davon wiederum die relative 

Wohlstandsposition Europas, also das Maß 

der Umverteilung, das wir uns leisten kön-

nen. 

Deshalb beantworte ich Herrn Weilemanns 

Frage, ob Europa eine eigene Industriepro-

duktion braucht, mit JA.  

Vielen Dank. 


